
Willenserklärung §§ 128—135

willigung erteilt, so wird die Erklärung in dem Zeitpunkte 
wirksam, in welchem sie ihr zugeht.

§ 132
(1) Eine Willenserklärung gilt auch dann als zugegangen, 

wenn sie durch Vermittlung eines Gerichtsvollziehers zu- 
gestellt worden ist. Die Zustellung erfolgt nach den Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung.

(2) Befindet sich der Erklärende über die Person des­
jenigen, welchem gegenüber die Erklärung abzugeben ist, in 
einer nicht auf Fahrlässigkeit beruhenden Unkenntnis oder 
ist der Aufenthalt dieser Person unbekannt, so kann die Zu­
stellung nach den für die öffentliche Zustellung einer Ladung 
geltenden Vorschriften der Zivilprozeßordnung erfolgen. 
Zuständig für die Bewilligung ist im ersteren Falle das 
Staatliche Notariat, in dessen Bezirke der Erklärende seinen 
Wohnsitz oder in Ermangelung eines inländischen Wohn­
sitzes seinen Aufenthalt hat, im letzteren Falle das Staat­
liche Notariat, in dessen Bezirke die Person, welcher zuzu­
stellen ist, den letzten Wohnsitz oder in Ermangelung eines 
inländischen Wohnsitzes den letzten Aufenthalt hatte.

§ 133
Bei der Auslegung einer Willenserklärung ist der wirk­

liche Wille zu erforschen und nicht an dem buchstäblichen 
Sinne des Ausdrucks zu haften.

§134
Ein Kechtsgeschäft, das gegen ein gesetzliches Verbot 

Verstößt, ist nichtig, wenn sich nicht aus dem Gesetz ein 
anderes ergibt.

§ 135
(1) Verstößt die Verfügung über einen Gegenstand gegen 

ein gesetzliches Veräußerungsverbot, das nur den Schutz 
bestimmter Personen bezweckt, so ist sie nur diesen Perso­
nen gegenüber unwirksam. Der rechtsgeschäftlichen Ver­
fügung steht eine Verfügung gleich, die imWege der Zwangs­
vollstreckung oder der Arrestvollziehung erfolgt.
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